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2. Einleitung und politische Lage  

 
Die Arbeitsmarktsituation in Deutschland ist nach wie vor von der neoliberalen 
Deregulierungspolitik im letzten Jahrzehnt nachhaltig geprägt. Zwar hat die Zahl der 
sozialversicherungspflichtigen Arbeitsplätze wieder zugenommen und die Arbeits-
losigkeit abgenommen. Aber es gibt immer noch weniger Normalarbeitsverhältnisse als 

im Jahre 2000. Stattdessen haben sich prekäre Beschäftigungsverhältnisse und der 
Niedriglohnsektor weiter ausgeweitet. Nicht zuletzt die verfehlte Arbeitsmarktpolitik der 
vergangenen Jahre hat zu dieser Entwicklung beigetragen, indem der Druck auf 
Erwerbslose immer weiter erhöht wurde. Erwerbslose werden zur Annahme eines jeden 
Arbeitsplatzes, bis zur Grenze der Sittenwidrigkeit, gezwungen. Doch an den nach wie 

vor schlechten Arbeitsmarktperspektiven für viele Erwerbslose hat sich durch die 

Arbeitsmarktpolitik der letzten Jahre wenig geändert.  

 

Die Bundesregierung von CDU/CSU und SPD blieb im Koalitionsvertrag vom November 

2013 zu den Vereinbarungen zur Arbeitsmarktpolitik noch sehr vage. Die Verbesserung 
der Existenzsicherung für einkommensschwache Bevölkerungsgruppen wurde über-
haupt nicht behandelt. Insgesamt waren die Erwartungen der ver.di-Erwerbslosen an 
den geplanten Vorhaben der Bundesregierung - mehr für arbeitssuchende Menschen zu 
tun - sehr gedämpft. Dies, obwohl die Koalition angekündigt hatte, insbesondere mehr 
für Erwerbslose zu tun und dies als ein Schwerpunkt ihrer Arbeit zu machen.  Ob die 

derzeitige Bundesregierung tatsächlich eine Abkehr von der Politik „Entsicherung der 
Arbeitswelt“ der damaligen Bundesregierung vornehmen wird, ist offen. Denn diese 

Politik zielte damals darauf ab, die Arbeitswelt durch Werkverträge, Leiharbeit, befristete  
Arbeitsplätze, Minijobs und Scheinselbstständigkeit zu festigen.  
  
Von der derzeit verbesserten Lage am deutschen Arbeitsmarkt profitieren viele 
Erwerbslose kaum. Denn es wurde über viele Jahre gehofft, dass ein Arbeitsmarkt, der 
gut aufnahmefähig ist, vielen, die länger erwerbslos sind, als Chance dienen kann. Das 
gab es sicherlich für Einzelne, aber insgesamt konnte der Sockel von 1 Million 

Langzeiterwerbsloser seit Jahren nicht unterschritten werden.  Die Bundesregierung hat 

deshalb im Herbst 2014 ein Förderprogramm verabschiedet:  Langzeiterwerbslose, die 
auf dem ersten Arbeitsmarkt keine guten Chancen haben, neue sozial-

versicherungspflichtige Stellen bekommen sollen. Um eine nachhaltige betriebliche 
Integration von Langzeiterwerbslosen zu erreichen, ist vorgesehen, dass Unternehmen 
bis zu 75 Prozent Lohnkostenzuschüsse bekommen. Aufgaben der Jobcenter ist es nun, 

Unternehmen zu finden, die das Programm nutzen. Zur Eingliederung langzeit-
arbeitsloser Leistungsberechtigter nach dem zweiten Sozialgesetzbuch (SGB II) stehen in 

der Förderperiode 2015 bis 2019 insgesamt 884,8 Millionen € zur Verfügung, wovon 

etwa 470 Millionen € aus dem Europäischen Sozialfonds , also aus EU-Mitteln, kommen. 
 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) will bereits für 2015 für rund 
10.000 Langzeiterwerbslose Lohnzuschüsse an Unternehmen geben und insgesamt 150 

Millionen Euro im Jahr dafür ausgeben. Die Langzeiterwerbslosen sollen bei der 

Aufnahme einer Erwerbsarbeit bis zu einem halben Jahr lang im Betrieb betreut werden. 
Die sogenannte „förderfähige Zielgruppe“ sind SGB II- Bezieher/-innen ab 35 Jahre, die 

mindesten zwei Jahre erwerbslos sind, über keinen oder kaum verwertbaren 
Berufsabschluss verfügen und die voraussichtlich nicht auf andere Weise eine bezahlte 
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Beschäftigung finden können. Bis zum Jahr 2019 sollen somit etwa 33.000 

Langzeiterwerbslose gefördert werden. Im Dezember 2014 waren lt. Bundesagentur für 
Arbeit 1.037.000 Menschen länger als ein Jahr erwerbslos gemeldet. Das neue 
Förderprogramm muss vor dem Hintergrund der Arbeitsmarktpolitik der Bundesre-
gierung in den letzten Jahren betrachtet werden. Wurden im November 2010 noch 
insgesamt 475.000 Menschen in der Grundsicherung des SGB II gefördert, waren es im 

November 2014 nur noch 340.000 Hartz IV-Leistungsberechtigte.  
 
Ob die Bekämpfung der Langzeiterwerbslosigkeit mit großzügigen Lohnkostenzu-
schüssen für Arbeitgeber von bis zu 100 Prozent und einer Eingliederungsbegleitung 
durch Coaches für die Erwerbslosen wirklich erfolgreich ist, bleibt zunächst offen. 

Vielmehr bietet es Betrieben vor allem einen Anreiz, die großzügigen staatlichen 

Zuschüsse mitzunehmen. Letztendlich reichen das Programm und die eingeplanten 
finanziellen Mittel bei weitem nicht aus, die Langzeitarbeitslosigkeit nachhaltig zu 

reduzieren; jedoch kann das Programm ein Baustein aus einem Gesamtkonzept des 
BMAS zum Abbau der Langzeiterwerbslosigkeit sein.  

 

 

2. Hartz-System | 10 Jahre Hartz IV  

Der Vorstand des Bundeserwerbslosenausschusses traf sich am 18.09.2014 in der ver.di-

Bundesverwaltung zu einem Meinungsaustausch mit dem Vorstand Arbeitsmarkt der 
Bundesagentur für Arbeit, Heinrich Alt. Schwerpunkt des knapp zweistündigen 
Gesprächs waren 10 Jahre Hartz IV-Gesetze und deren Auswirkungen auf die erwerbs-
losen Leistungsempfänger/-innen. 
 
 
 
 
 

 

 

BEA-Vorstandssitzung am 

18.09.2014 in Berlin 

Vordere Reihe: ehrenamtlicher 

Vorstand des BEA, von links nach 

rechts: Ulla Pingel (Vorsitzende), 

Marion Manneck, Marikka 

Kurzenberg, Erich Guttenberger, 
Helmut Angelbeck | Hintere 

Reihe, von links nach rechts: 

Werner Schäffer (Bereichsleiter 

Arbeitsmarkt- und 
Beschäftigungspolitik), Heinrich 

Alt (Vorstand BA), Eva M. 

Welskop-Deffaa (Mitglied ver.di-

Bundesvorstand), Michael 
Schweiger (Bereichsleiter 

Geldleistung und Recht SGB II) 
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Auch nach 10 Jahren des Inkrafttretens des Hartz IV – Gesetzes (Sozialgesetzbuch II / 

SGB II) ist die massive Kritik  an dem gesamten Hartz-System nicht  weniger geworden. 
Erwerbslose, Gewerkschaften, Sozial- und Wohlfahrtsverbände kritisieren insbesondere 
die komplexen Ausführungsbestimmungen, die Verwaltungsstrukturen und deren 
Entscheidungsprozesse sowie die oftmals unterschiedlichen finanziellen und politischen 
Interessen von Bund, Ländern und Kommunen. Das gesetzliche Räderwerk ist äußerst 

kompliziert, und die einzelnen Elemente sind so wenig aufeinander abgestimmt, dass es 
häufig knirscht im Gebälk. Mit der Verzahnung von Arbeitsförderung und Sozialhilfe 
haben sich viele Probleme aus der Sozialhilfe in das Hartz-System verlagert. Die 
Beschäftigten sind darauf nicht ausreichend vorbereit worden und die unzureichende 
Personalausstattung in den Jobcentern ist nach wie vor problematisch.   

 

Insgesamt weist das Hartz-System auch nach 10 Jahren eher mehr Schnittstellen, 

bürokratische Abläufe und komplizierte Strukturen aus, als ursprünglich vom 
Gesetzgeber geplant. Bereits acht Änderungen im SGB II hat es bisher gegeben und 

immer noch ist keine befriedigende Lösung in Sicht. Hartz IV ist nach wie vor ein 
bürokratisches System der Abschreckung, in dem viel gefordert, aber wenig gefördert 

wird.  

Die Hartz-Gesetze – insbesondere SGB II – sind keine sozialstaatliche Antwort auf 
Demografie und beschäftigungspolitische Herausforderungen. Arbeitsförderung, die 
Weiterbildung - insbesondere für sogenannte „Langzeiterwerbslose“ - müsste stärker 

investiv und nachhaltig sein.  
 
Durch die verschärften Zumutbarkeitsregeln und Sanktionsmöglichkeiten im SGB II 
haben sich die Konzessionsbereitschaft und die Zugeständnisse von Erwerbslosen 
erhöht, schlechter entlohnte und ungünstigere Arbeitsbedingungen zu akzeptieren. Dies 
hat die Ausbreitung von Niedriglöhnen und prekärer Beschäftigung weiter begünstigt. 
Letztendlich haben nicht die Hartz-Gesetze den entscheidenden Einfluss auf den 
Arbeitsmarkt, sondern es haben sich die wirtschafts- und finanzpolitischen 

Rahmenbedingungen in den letzten Jahren verbessert.  
 
Kürzungs- und Spargesetz 

Gezielt setzte der Gesetzgeber die Regelungen des SGB II für den 
„Grundsicherungsbedarf“ so niedrig an, um diese Leistung mit einem „Anreiz zur 
Aufnahme einer Erwerbstätigkeit“ zu versehen. Ziel des Gesetzes ist und war es, den 
Ausbau eines Niedriglohnsektors gesellschaftlich gegen die Gewerkschaften 
durchzusetzen. Eine Vermittlung in Arbeit soll "um jeden Preis" erreicht werden.  

Mit der Ausdifferenzierung der Verdienste nach unten soll zugleich das gesamte Lohn- 
und Gehaltsgefüge nach unten gedrückt werden. Dies setzt voraus, dass das 
Arbeitslosengeld II als neuer unterster Sockel so niedrig angesetzt wird, dass der Prozess 

in den Niedriglohnbereich beschleunigt wird.  

Schon nach zwei Jahren der Auswirkungen des Gesetzes ALG II kam der Sozialrechtler 
Prof. Dr. Bertram Schulin zu dem Ergebnis: 

"Vor allem hat sich herausgestellt, dass die Neuregelung (des SGB II) für nicht Wenige 

zu einer Verminderung der Leistungen führt. Eines dürfte nicht mehr zu bestreiten sein:  
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Dass sich die Erwartungen des Gesetzgebers, alleine durch die Zusammenlegung von 

Arbeitslosen– und Sozialhilfe könnten neue Arbeitsplätze geschaffen werden, als 
verfehlt erwiesen hat. Insofern liegen diejenigen Kritiker nicht so falsch, die in Hartz IV 
bzw. im SGB II in erster Linie ein Leistungskürzungs– und Spargesetz sehen."1 

Diese Entwicklung wurde vor allem dadurch verursacht, weil die Unternehmen tariflich 

bezahlte Vollarbeitsplätze durch Niedriglohnarbeitsplätze und Teilzeitbeschäftigungen 
ersetzt haben. Mittelbar strahle das Hartz IV-System auf das gesamte 

Beschäftigungssystem aus, denn die Fürsorgeleistung auf Sozialhilfeniveau, scharfe 
Sanktionen und Zumutbarkeitsregeln entfalten ihre disziplinierende Wirkung auf die 
gesamte Arbeitnehmerschaft. Die Fallhöhe bei Verlust des Arbeitsplatzes habe sich 

deutlich erhöht. Die Angst vor einem sozialen Abstieg beeinflusse das gesellschaftliche 
Klima und prägt dies nachhaltig negativ.  

Das Fördern und die intensive Betreuung sollte mit dem SGB II (Hartz IV -Gesetz) 
verbessert werden, doch dies kommt zu kurz. Denn die Fördermaßnahmen  sind seit 
dem Start 2005 massiv zusammengestrichen worden. Derzeit werden nur noch 15 

Prozent der Hartz IV-Bezieher/-innen gefördert, vor drei Jahren waren es noch 20,6 
Prozent. Die viel zu knappen Fördermittel führten in der Praxis auch dazu, dass eher 
kurzfristige Maßnahmen wie Ein-Euro-Jobs übergewichtet wurden.  

 
Das Hartz IV-System ist  letztendlich kein Grundsicherungssystem. Vielmehr haben wir es 
mit einem Prekariatssystem zu tun, in dem die Menschen mal weniger oder mal mehr, 

mal kürzer oder länger sind. Erwerbslose, kurzzeitig oder befristet Beschäftigte, 
geringfügig Verdienende und Aufstocker/-innen, Familien mit wenig Einkommen: Sie 

alle befinden sich immer wieder in den Mühlen des Hartz IV-Systems, ohne dass es 
tatsächlich für die meisten von ihnen einen Ausweg in Richtung existenzsichernde und 
dauerhafte Beschäftigung gibt.   

1 Prof. Dr. Bertram Schulin: Einführung in: SGB I–XII, Beck–Texte in DTV, München 2006, S. XIII– 

 

Entwicklung der Arbeitslosigkeit und der Grundsicherung für Arbeitssuchende  

 Dezember 
2011 

Dezember 2012 Dezember 2013 Dezember 2014 

Arbeitslosigkeit 
Insgesamt 

2,780 Mio. 2,839 Mio. 2,873 Mio. 2,764 Mio. 

Im SGB III 0,813 Mio. 0,924 Mio. 0,923 Mio. 0,867 Mio. 
Im SGB II 1,967 Mio. 1,915 Mio. 1,949 Mio. 1,897 Mio. 
Grundsicherung  
SGB II 

    

Erwerbsfähige  
Leistungsberechtigte 

4,450 Mio. 4,362 Mio. 4,358 Mio. 4.344 Mio. 

Nichterwerbsfähige  
Leistungsberechtigte 

1,703 Mio. 1,683 Mio. 1,691 Mio. 1,709 Mio. 

Personen in 
Bedarfsgemeinschaften 

6,153 Mio. 6,045 Mio. 6,050 Mio. 6,053 Mio. 

Bedarfsgemeinschaften 
Insgesamt 

3,324 Mio. 3,283 Mio. 3,286 Mio. 3,276 Mio. 

Zahlen der BA / eigene Zusammenstellung 

„Die Personen in Bedarfsgemeinschaften (Hartz IV-Empfänger) sind nach erwerbsfähige Leistungsberechtigte (eLb) und nach nicht erwerbsfähige Leistungsberechtigte (nef) zu 

unterscheiden. Die „eLb „erhalten Alg II und die „nef“ Sozialgeld. Eine Bedarfsgemeinschaft ist ein rechtliches Konstrukt, welches alle Personen mit einschließt, die im Grunde 
nach leistungsberechtigt sind.“ (Quelle: BA) 
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Trotz der niedrigen Zahl von Menschen in der Grundsicherung muss zehn Jahre nach der 

Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe eine vernichtende Bilanz gezogen 
werden. Seit 2005 ist die Arbeitslosenzahl zwar von mehr als fünf Millionen auf unter 
drei Millionen zurückgegangen;  dieser Beschäftigungserfolg wird jedoch überschätzt.  

Die Hartz-Gesetze sollten die Vermittlung von Erwerbslosen verbessern und die 

Langzeiterwerbslosigkeit abbauen. Zwar sank die Zahl der Langzeiterwerbslosen, aber 
der zahlenmäßige Rückgang hat  weniger mit der Eingliederung in den regulären 

Arbeitsmarkt zu tun. Vielmehr spielt sich das Leben meist zwischen Leiharbeit, 
befristeten Stellen sowie geringfügiger Beschäftigung und Erwerbslosigkeit, beziehungs-
weise Arbeitsförderung ab.  

 
Auch nach 10 Jahren Hartz IV bleibt die Langzeiterwerbslosigkeit auf einem hohen 
Niveau. Daran haben die gute Konjunktur in den letzen vier Jahren, der Abbau der 

Arbeitslosigkeit insgesamt wenig geändert. Deutlich wird, dass sich die sozialen 
Ungerechtigkeiten in Deutschland in den letzen Jahren weiter verschärft haben.  

 

 

3. Existenzsicherung mit und ohne Arbeit  
 

 
 
Nicht erst seit dem letzten ver.di-Kongress im September 2011 ist „Existenzsicherung 
mit und ohne Arbeit“ ein zentrales Thema in der gewerkschaftlichen Arbeit. Mit dem  
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ver.di-Kongressantrag B 082 wurde zum Thema Existenzsicherung – „als umfassende 

soziale Mindestsicherung“ - unter anderem beschlossen:  
 

 Bedarfsdeckende Regelsätze für Kinder und Erwachsene 

 Die Abschaffung existenzvernichtender Sanktionen im SGB II   

 Ein Recht auf existenzsichernde Arbeit, gute Arbeit anstelle eines Zwangs zu 

Workfare und Hungerlöhnen 

 Altersübergänge ohne erzwingbare Rentenabschläge und eine armutsfeste 

Mindestsicherung im Alter 

 Eine umfassende Berücksichtigung der tatsächlichen Wohnkosten und keine 
Pauschalierung. 

 
Mit diesen und weiteren Beschlüssen hat ver.di wichtige Positionen gegenüber der 
Politik und den politischen Parteien aufgezeigt und damit eine deutliche Abkehr der 

bisherigen Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik eingefordert. Nach wie vor gibt es in 
Deutschland keine ausreichende Existenzsicherung. Denn die prekären Arbeitswelten, in 
denen Einkommenslücken immer wieder durch Arbeitslosengeld II überbrückt oder 
ergänzt werden müssen, gehören zum gesellschaftlichen Alltag. 

Deshalb ist und bleibt „Existenzsicherung mit und ohne Arbeit“ der zentrale 
Schwerpunkt der ver.di-Erwerbslosenarbeit und unser Engagement für eine bessere und 
dauerhafte Existenzsicherung geht weiter.  

 

 

4. Existenzsicherung und Mindestlöhne  

 

 Der Mindestlohn ist da!  

"Es ist ein historischer Fortschritt und großer Erfolg der Gewerkschaften, dass 
fünf Millionen Menschen jetzt ein Anrecht auf höhere Löhne haben."  

Frank Bsirske 

Zur Existenzsicherung gehört nicht nur die Erhöhung des Regelbedarfs (u.a. nach SGB II), 

sondern auch die Einführung eines gesetzlichen flächendeckenden Mindestlohns. 
Nachdem ver.di gemeinsam mit der Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten (NGG) 

seit Jahren die Einführung eines einheitlichen Mindestlohns in Deutschland gefordert 
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hat, verständigte sich die Regierungskoalition von CDU/CSU und SPD in ihrem 

Koalitionsvertrag vom November 2013 auf die Einführung eines gesetzlichen 
Mindestlohns. Mit der Einführung eines Mindestlohns  sei das Ziel verbunden, eine 
angemessene Mindestvergütung als Lohnuntergrenze für Beschäftigte oberhalb der 
Sittenwidrigkeit sicherzustellen.  

Bereits Anfang 2014 wurde deutlich, dass die Bundesregierung es doch nicht so ernst 
meint mit einer umfassenden gesetzlichen Regelung. Im Gesetzgebungsverfahren 

wurden plötzlich zahlreiche Ausnahmeregelungen für Personengruppen, u.a. für 
Langzeiterwerbslose und weitere Sonderregelungen für bestimmte Branchen von den 
Regierungsfraktionen als notwendige Voraussetzung für einen funktionierenden 

Mindestlohn ins Feld geführt. Trotz massiven gewerkschaftlichen Protesten gelang es im 
Gesetzgebungsverfahren nicht, die Ausnahmeregelung aus dem Mindestlohngesetz zu 
streichen. Als kleiner Erfolg unserer massiven Kritik der Ausnahmen und der durch sie in 

Gang gesetzten Drehtüreffekte ist die gesetzliche Regelung zur Überprüfung 
(Evaluation) anzusehen. Im Sommer 2016 muss die Bundesregierung nachweisen, dass 

die diskriminierende Ausnahmeregelung arbeitsmarktpolitisch mit belastbaren positiven 
Effekten für die Arbeitsmarktintegration von Langzeitarbeitslosen verbunden ist.  

Letztendlich haben Bundestag und Bundesrat im Sommer 2014 die Einführung eines 
allgemeinen gesetzlichen Mindestlohns (Tarifautonomiestärkungsgesetz) zum 01. Januar 
2015 beschlossen. Vom Mindestlohn ausgenommen sind u.a. Langzeitarbeitslose in den 
ersten sechs Monaten ihrer neuen Beschäftigung, die zuvor länger als 12 Monate 

arbeitslos waren. Die  diskriminierende Regelung ist dazu angetan, bereits bekannte 
Drehtüreffekte zu verstärken. Langzeitarbeitslose werden unter Mindestlohn eingestellt 

und nach 6 Monaten gegen andere Langzeitarbeitslose „ausgetauscht“. Die Ausnahme 
steht auch im krassen Widerspruch zum Ziel der Mindestlohngesetzgebung und zu 
anderen Aussagen im Koalitionsvertag von CDU/CSU und SPD, die versprochen haben,  
mehr für Langzeitarbeitslose zu tun.  

Der Bundeserwerbslosenausschuss (BEA) hat in einer Sondersitzung am 15.04.14  die 
vorgesehenen Ausnahmen für Langzeiterwerbslose heftig kritisiert und betont, dass 

diese letztendlich willkürlich und ohne schlüssige Begründung sind. Der BEA bekräftigt,  
weiterhin die ver.di-Aktivitäten zur Durchsetzung und Anwendung eines „Mindestlohns 

ohne Ausnahmen und Schlupflöcher“ bundesweit zu unterstützen.  

Die erfolgreiche Durchsetzung, Anwendung und Kontrolle des Mindestlohngesetzes ist 
derzeit eine wichtige und dringliche Voraussetzung, um Lohndumping einzudämmen.  
Die lückenlose betriebliche Dokumentation der Arbeitszeiten gehört ebenso dazu wie 
ausreichendes qualifiziertes Personal zur Kontrolle gegen Verstöße. Doch nach wie vor 
fehlt bei den Behörden ausreichend geeignetes Personal. Die von der Bundesregierung 

versprochenen 1.600 Stellen werden frühestens bis 2019 besetzt sein.  
 
Ob der Einstieg in den gesetzlichen Mindestlohn insgesamt für bessere Löhne und fairen 
Wettbewerb sorgen wird, bleibt abzuwarten. Weiterhin ist offen, wie die 

Bundesregierung die Ergebnisse der Überprüfung der Ausnahmeregelung für 
Langzeiterwerbslose bis Mitte 2016 umsetzt. Die Streichung der Ausnahmeregelung für 
Langzeiterwerbslose hat aus Sicht der ver.di-Erwerbslosen höchste Priorität.  

 



    

10 
 

5. Bessere Existenzsicherung im Alter  

Der Ausbau der Alterssicherung und die Verhinderung von Armutsrisiken sind zentrale 

Handlungsfelder  von ver.di und diese haben die ver.di-Erwerbslosengremien immer 

wieder aktiv unterstützt und mit gestaltet. Denn über die Risiken in der 
Berufsphasenbiografie, zum Teil mit mehreren Erwerbsumbrüchen, machen sich 

Menschen zunehmend berechtigte Sorgen um die finanzielle Absicherung im Alter. 
Auch für Beschäftigte, die heute noch in einem sicheren Beschäftigungsverhältnis 

stehen, kann eine Situation eintreten, die erhebliche Risiken im Alltag und in der 
Alterssicherung bedeuten. 
 
Immer wieder wurde die ungenügend gesetzliche Absicherung im Alter in die politische 

Debatte mit eingebracht. Zuletzt im Gesetzgebungsverfahren zum Rentenpaket 2014. Es 
wurde  wiederholt auf die besondere Situation von Menschen mit unterbrochenen 
Erwerbsbiografien hingewiesen, doch neben positiven Signalen aus der Politik  blieb am 

Ende nicht viel übrig.  In den parlamentarischen Debatten zum Rentenpaket und der 
Gestaltung der Altersübergänge hat ver.di auch die Situation der  “Zwangsverrentung“  

von Erwerbslosen platziert.  Auf ver.di-Briefe mit der Forderung der Abschaffung der 
Zwangsverrentung wurde von den Rentenexperten im Bundestag durchaus positive 
Zustimmung signalisiert, jedoch wurde schnell deutlich, dass das Thema der 

Zwangsverrentung nicht im Rentenpaket mit berücksichtigt wird. Die herausgehobene 
Bedeutung der Abschaffung der Zwangsverrentung  steht auch weiterhin auf der 
Tagesordnung von ver.di. 
 
Gegen den Zwang zur Armutsrente – Stopp von Zwangsverrentungen 

Für Erwerbslose, die 63 Jahre alt sind und SGB-II-Leistungen beziehen, müssen 
Jobcenter, so sieht es das SGB II vor, einen Rentenantrag stellen. Ältere Erwerbslose und 
Geringverdiener/-innen werden somit zwangsweise frühverrentet. Seit Inkrafttreten 
dieser Regelung im Jahr 2008 protestiert ver.di gegen die Zwangsverrentung. Es ist ein 
Skandal, dass Menschen, die das Unglück haben, am Ende ihres Erwerbslebens 
arbeitslos zu werden, durch Zwangsabschläge in der Rente zusätzlich dauerhaft bestraft 
werden. Zwangsverrentung produziert mehrere negative Effekte: Es fehlen den 

Betroffenen die Jahre zwischen 63 und der Regelaltersgrenze als Zeiten für die Rente. 
Die Betroffenen müssen dadurch Zwangsabschläge in der Rente hinnehmen, die nach 

einer perforierten Erwerbsbiografie unverzüglich in die Altersarmut führen. Ein 
erzwungener Übergang in die Altersrente steht im Widerspruch zu den von der 
Regierung propagierten Zielen, die Beschäftigung älterer Menschen verstärkt zu fördern. 

Derzeit sind Hartz IV-Empfänger/-innen verpflichtet, ab dem 63. Geburtstag eine 
vorgezogene Altersrente mit Abschlägen zu beantragen (§ 12a SGB II). Stellen sie den 

Antrag nicht, kann sogar das Jobcenter den Rentenantrag stellvertretend stellen (§ 5 
SGB II). Die vorzeitige Beantragung einer Altersrente führt zu dauerhaften 
Rentenabschlägen in Höhe von 14,4 % (für vier Jahre vorzeitigen Rentenantrag).  

Die Regelung wirkt sich indirekt auch nachteilig aus, wenn die vorzeitige Altersrente 

nicht bedarfsdeckend ist und ein (ergänzender) Antrag auf Sozialhilfe gestellt werden 
muss. Denn der Zugang in die Grundsicherung im Alter ist versperrt (Zugang frühestens 
mit 65 Jahren möglich und stufenweiser Anstieg des Zugangsalters auf 67 Jahre). Damit  
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gelten in der Sozialhilfe im Vergleich zu Hartz IV die ungünstigeren Regeln zu 

Vermögensfreibeträgen und Unterhaltspflichten. D.h., in diesen Fällen können sogar die 
Kinder für ihre sozialhilfebeziehenden Eltern zum Unterhalt herangezogen werden. 

Gemeinsam mit dem DGB fordern wir, dass keine Verweisung auf eine vorzeitige 
Altersrente mit Abschlägen erfolgen darf. Es handelt sich um eine Form der 

Statistikbereinigung, um ältere Arbeitssuchende aus der Arbeitslosenstatistik streichen 
zu können. Diese Regelung steht zudem im krassen Widerspruch zum von der 

Bundesregierung ansonsten vertretenen Gebot einer längeren Lebensarbeitszeit. 

Ein erzwungener Übergang in die Altersrente steht im Widerspruch zu den von der 
Regierung und der EU propagierten Zielen, die Beschäftigung älterer Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer fördern und ausweiten zu wollen. Es widerspricht den 
Argumentationen der Regierung zur Verlängerung der Lebensarbeitszeit und zeigt, dass 
weder Bund, noch Länder und Kommunen willens sind, jedem/r Bundesbürger/-in ein 
Recht auf Arbeit - und schon gar nicht ein Recht auf gute, existenzsichernde, 
sozialversicherte Arbeit - zu gewährleisten.  

In den letzten vier Jahren wurde die Debatte um die Zwangsverrentung in 

Veranstaltungen, Expertengesprächen und Aktionen innerhalb von ver.di, dem DGB und  
vielen Sozial- und Wohlfahrtsverbänden aufgegriffen. 

 

Protest gegen Zwangsverrentung und Anhörung im Dt. Bundestag am 1.12.2014 

Stellvertretend für viele Protestaktionen ist die Unterschriftenaktion des DGB Berlin-
Brandenburg gegen die Zwangsverrentung zu nennen.  

Mit Unterstützung der ver.di-Erwerbslosen wurden im Herbst 2014 rund 7.000 
Unterschriften gegen "Zwangsverrentungen von Erwerbslosen" gesammelt, die am 01. 
Dezember an die Vorsitzende des Bundestagsausschusses für Arbeit und Soziales in 

Berlin übergeben wurden (siehe Foto).  

Anlass einer öffentlichen Anhörung war ein Antrag der Fraktion Die Linke, der die 
„Abschaffung der Zwangsverrentung“ im Zweiten Sozialgesetzbuch (SGB II) forderte. 

Damit griff die Oppositionsfraktion ein 

zentrales Anliegen von ver.di, Sozial- und 
Wohlfahrtsverbänden auf, die seit 
langem fordern, die zwangsweise 
Frühverrentung nach §12 a des SGB II bei 

Erwerbslosen mit 63 Jahren 
abzuschaffen. In der öffentlichen 
Anhörung des Ausschusses für Arbeit 

und Soziales wurde deutlich, dass der 
vorzeitigen Verrentung von älteren 
Arbeitslosengeld-II-Beziehern (ALG II) 

eine Mehrheit der Sachverständigen 
kritisch gegenüber steht. Zwar waren  

 

 

https://www.bundestag.de/blueprint/servlet/blob/337148/f885733bea66b9d4387370814f16f4b4/vorlaeufiges_wortprotokoll-data.pdf
https://www.bundestag.de/blueprint/servlet/blob/337148/f885733bea66b9d4387370814f16f4b4/vorlaeufiges_wortprotokoll-data.pdf


    

12 
 

sich die meisten Experten einig, dass es sich bei der mit der Zwangsverrentung 

erzwungenen Frühverrentung nicht um ein Massenphänomen handelt, sie bewerteten 
die Regelung aber vor dem Hintergrund einer Arbeitsmarktpolitik, die auch Ältere 
verstärkt im Erwerbsleben halten will, als kontraproduktiv. Ziel muss es sein, dass im 
Übergang zur Rente keine Abschläge und keine  Aufzehrung der Altersvorsorge 
erzwungen werden dürfen. Die ver.di- Erwerbslosen fordern, dass alle älteren 

Erwerbstätigen und Erwerbslosen selbst bestimmen sollen, ob sie zum regulären 
Zeitpunkt mit der vollen Rente oder vorzeitig mit einer geminderten Rente in den 
Ruhestand gehen.  

 

 
6. Existenzsicherung und Regelbedarf/Regelsätze  

Der Bundeserwerbslosenausschuss hat sich in den letzten Jahren regelmäßig und 

ausgiebig mit der Grundsicherung für Arbeitssuchende nach dem SGB II (bzw. SGB XII) 
sowie den Verfahren beim Bundesverfassungsgericht zur Höhe der Regelsatzleistungen 

beschäftigt. In den Diskussionen wurde immer wieder deutlich, dass die Berechnung des 
Regelbedarfs weiterhin fragwürdig und willkürlich ist. Weder der Regelbedarf selbst 
noch die Anhebung der Regelsätze sind bedarfsdeckend noch existenzsichernd. Die 
Anhebung in den letzen Jahren gleicht nicht einmal die jährliche Inflationsrate aus, was 
letztendlich im Ergebnis eine reale Absenkung bedeutet.  

Die Entwicklung der Regelsätze bzw. des Regelbedarfs in der Regelbedarfsstufe 1 
(Alleinstehende, alleinerziehende Personen) seit Inkrafttreten des Hartz IV-Gesetzes: 
  

Ab 1.1.2005 auf 345 € West und 332 € Ost 
Ab 1.1.2007 auf 347 € (die Unterscheidung zwischen Ost und West entfällt) 
Ab 1.1.2009 auf 359 € 
Ab 1.1.2011 auf 364 € 
Ab 1.1.2012 auf 374 € 
Ab 1.1.2013 auf 382 € 
Ab 1.1.2014 auf 391 € und aktuell 
Ab 1.1.2015 auf 399 €. 

 

Dass die zwar jährlich minimale Erhöhung des Regelbedarfs nicht bedarfsdeckend ist, 
bestätigen verschiedene Gutachten immer wieder. Auch ist die Berechnungsmethode 
des Regelbedarfs nach wie vor fragwürdig und politisch als auch wissenschaftlich 
umstritten. Ob die Hartz IV-Sätze tatsächlich das soziokulturelle Existenzminimum 
sichern, ist weiterhin zweifelhaft.  

Die Regelbedarfsberechnung wurde in 2014 in einem Gutachten „Das Grund-

sicherungsniveau: Ergebnis der Verteilungsentwicklung und normativer Setzung“ für die 
Hans-Böckler-Stiftung (HBS) untersucht. Die Wissenschaftler (Irene Becker und Reinhard 

Schüssler) stellen in ihrer Analyse fest, dass die Regelsatzberechnung durch die 
Bundesregierung absichtlich runter- (klein) gerechnet wurde.   
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Auch nachdem die Bundesregierung das Berechnungsverfahren in 2010 - auf Druck des 

Bundesverfassungsgerichts - geändert hat, bleiben viele Fragen ungeklärt und 
verfassungsrechtliche Bedenken. Das BVerfG hat in seinem Urteil vom 9.2.2010 
ausgeführt, dass das Grundrecht auf Gewährung eines menschenwürdigen Daseins sich 
aus dem Artikel 1 Grundgesetz gebotenen Schutz der Menschenwürde und dem 
Sozialstaatsprinzip des Artikels 20 GG ergibt. Zudem bezieht sich dieses Grundrecht 

nicht nur auf das physische Überleben, sondern auf ein soziokulturelles 
Existenzminimum, das Aufwertungen zur Pflege zwischenmenschlicher Beziehungen 
und für ein Mindestmaß an Teilhabe am gesellschaftlichen Leben umfasst.  

Denn nach der Neuberechnung der Regelbedarfe wurden zwar mehre vom BVerfG 

angemahnte Mängel korrigiert, aber gleichzeitig wurden gegenüber der vorherigen 
Berechnung mehrere fragwürdige methodische Änderungen vorgenommen. Seit 2011  
orientiert  sich die Höhe  an den Einkommens- und Verbrauchsstichproben  des 

Statistischen Bundesamtes. Maßgeblich ist der Verbrauch der unteren 15 % der 
alleinstehenden Bevölkerung. In einem aktuellen Urteil des Bundesverfassungsgerichts 

(BVerfG) vom 23.07.2014  zur Ermittlung und Höhe des Regelbedarfs hält dieses die 
derzeitigen Regelsatzleistungen für eine menschenwürdige Existenz noch für 

ausreichend, jedoch müssen die gestiegenen Strom- bzw. Energiekosten zeitnah 
berücksichtigt werden und nicht im Nachhinein.  

Der BEA befasste sich mit den Konsequenzen aus dem Urteil und hält die Regelsatz-
berechnung weiterhin für fragwürdig. Es bleibt dabei, die Regelsatzhöhe ist aus unserer 

Sicht nicht verfassungsgemäß sowie deren regelmäßige Fortschreibung. Denn beide 
zusammen erfüllen nicht die ihnen zugedachte gesetzliche Funktion, nämlich die 

Sicherstellung des Bedarfs der Hilfsbedürftigen und somit deren dauerhafte 
Existenzsicherung.  
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7. Situation in den Jobcentern  

 
Die „Jobcenter-Reform“ zur Weiterentwicklung der Organisation der Grundsicherung 

(Gesetz vom 03.08.2010) hat in den gemeinsamen Einrichtungen als Nach-

folgeeinrichtungen der ARGEn und getrennten Trägerschaften nach dem SGB II sowie 
bei den bestehenden und entstehenden zugelassenen kommunalen Trägern 

(Optionskommunen) zu erheblichen Veränderungen geführt. Die von ver.di wiederholt 
kritisierten strukturellen Probleme wurden im Gesetzgebungsverfahren zur Neuorga-

nisation der SGB II-Verwaltung kaum behoben. Auf Grundlage der Sparbeschlüsse der 

Bundesregierung vom April 2010 wurden den Jobcentern in erheblichem Umfang 
notwendige finanzielle Mittel für die Eingliederung in den Arbeitsmarkt entzogen. 

Neben den ver.di-Erwerbslosen haben auch die  Gewerkschafts-Vertreter/-innen in den 
Beiräten der Jobcenter die schwierigen Bedingungen, insbesondere die personelle 
Situation in den Jobcentern, massiv kritisiert. So werden beispielsweise vielfach 

Leistungen zu Unrecht vorenthalten, was die hohen Erfolgsquoten der Widersprüche 
und Klagen belegen. Viele Leistungsberechtigte empfinden zudem die Arbeitsweise der 
Jobcenter als nicht bürgerfreundlich oder oftmals als entwürdigend. Unsere Kritik an 
den bestehenden Missständen ist verbunden mit konkreten Verbesserungsvorschlägen, 
die vor Ort zügig umgesetzt werden könnten.  

 

Mit der Kampagne „AufRecht bestehen: Kein Sonderrecht im 
Jobcenter!“ wurde ab Herbst 2014 bundesweit auf die 

bestehenden Missstände in den Jobcentern öffentlichkeits-
wirksam aufmerksam gemacht. Gewerkschaftliche Erwerbs-
losengruppen, darunter viele ver.di-Erwerbslose, haben sich 
unter Koordination der KOS (Koordinierungsstelle 
gewerkschaftlicher Arbeitslosengruppen) zu einer Initiative 
gegen „Hartz IV-Willkür“ und Schwierigkeiten in den 

Jobcentern zusammengefunden. Bei den vielfältigen 
Aktionen wurde besonders betont, dass nicht die 

Beschäftigten in den Jobcentern persönlich für bestehende 
Defizite verantwortlich sind, sondern vielmehr die Probleme 

strukturelle Ursachen haben, u.a. bedingt durch eine 
unzureichende Personalausstattung und Fehlsteuerungen im 
Behördenapparat aufgrund fragwürdiger Zielvorgaben.   www.aufrecht-bestehen.de 

 

Mit der “Charta der Selbstverständlichkeiten” wurde nicht nur in der Öffentlichkeit um 

Unterstützung geworben, sondern insbesondere bei den Beschäftigten in den 
Jobcentern. Ziel der Charta ist, ein Klima des Willkommens, ein freundlicher 
Umgangston sowie Hilfsbereitschaft in den Jobcentern dauerhaft zu ermöglichen; nach 

dem Motto: „Hartz IV und Sozialhilfe: Ihr gutes Recht!“  

 

 

http://www.aufrecht-bestehen.de/
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Mit der „Charta der Selbstverständlichkeiten“ wird ein Bild optimaler Betreuung im 

Jobcenter aufgezeigt: 

 gute Beratung, schnelle Hilfe durch gut qualifizierte Mitarbeiter/-innen in 
ausreichender Zahl 

 umfassende Information über zustehende Leistungen (z. B. Warmwasserkosten) 

und vollständige Ermittlung des Hilfebedarfs 

 Persönliche Vorsprachen ohne langes Warten und schnelle und umfassende 
Hilfen in dringenden Fällen 

 Eingangsbestätigungen für eingereichte Anträge und Unterlagen bekommt 

Mensch ganz automatisch 

 Termine nach Absprache und nicht von oben angeordnet 

 Beistände, die überall willkommen sind 

 Angebote zu hochwertigen beruflichen Hilfen, die eine Perspektive bieten und 
freiwillig sind 

 Leistungen, auf die ein Rechtsanspruch besteht, werden ohne Wenn und Aber 
und ohne Abstriche gewährt 

 Hilfen zur Überwindung von Sprachbarrieren (einschließlich der 
Kostenübernahme für Dolmetscher). 
 

Vielfältige Aktionen vor Jobcentern bzw. in den Innenstädten fanden am 2. Oktober 

2014 mit breiter Unterstützung von ver.di-Erwerbslosen statt. Der öffentliche Zuspruch 
und die Berichterstattung in den Medien blieben leider hinter den Erwartungen zurück. 
Ungeachtet dessen wird die Kampagne im ersten Halbjahr 2015 verstärkt fortgesetzt 
und ein weiterer bundesweiter Aktionstag ist für den 16. April 2015 geplant. Die 
Kampagne soll auch dazu genutzt werden, auf die geplanten Änderungen im SGB II und 
deren zum Teil befürchteten Verschärfungen hinzuweisen. 

 

 

8. Existenzsicherung  und Reformbedarf im SGB II  

Nicht erst seit dem SGB II-Änderungsgesetz (Grundsicherung für Arbeitssuchende / 
Arbeitslosengeld II) von 2011 gab es eine Vielzahl von Problemen, insbesondere bei den 

Wohnkosten, den Sanktionen und den unzulänglichen Regelsätzen (Regelbedarf). Mit 
dem erforderlichen Reformbedarf u.a. im SGB II hat sich auch der ver.di-Kongress im 
Herbst 2011 beschäftigt und mit dem Antrag B 082 wichtige Forderungen zur 
Existenzsicherung beschlossen.  

In den letzten Jahren wurde immer deutlicher, dass die Hartz IV-Gesetze auch zu 
erheblichen Problemen bei den unterschiedlichen behördlichen Einrichtungen führen. 

Die Strukturen und Abläufe sind nicht immer effektiv und die Sparmaßnahmen der 

Bundesregierung haben ihre negativen Spuren auch hier hinterlassen. Die ver.di-
Erwerbslosen haben dies immer wieder öffentlich angemahnt und gefordert, dass die 
gesetzlichen Regelungen im Sinne der ver.di-Beschlüsse geändert werden sollten.  
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Durch die Anwendungsprobleme der Hartz-Gesetze wurde auch der Politik deutlich, 

dass Änderungen erforderlich sind. Doch wie diese aussehen und inwieweit es 
Verbesserungen für Leistungsberechtigte geben wird, ist noch offen.  

Die amtierende Bundesregierung hat sich im Koalitionsvertrag darauf verständigt das 
passive Leistungs- und Verfahrensrecht im SGB II „einfacher und effektiver“ auszu-

gestalten. Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe der Arbeits- und Sozialministerkonferenz 
(ASMK) hat im Juli 2014 dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) über 

36 Reformvorschläge zur „SGB II-Rechtsvereinfachung“ übergeben. Die ASMK hatte 
sich mit über 100 SGB-II-Themen beschäftigt und u.a. vorgeschlagen, dass es eine 
Verlängerung des Bewilligungszeitraums, eine Vereinheitlichung der Sanktionen und 

erweiterte Bagatellgrenzen geben soll. Des Weiteren soll das passive Leistungsrecht, 
insbesondere für die Verwaltungen, vereinfacht werden.  
 

Der für Herbst 2014 geplante Gesetzentwurf zu einer Änderung des Sozialgesetzbuchs II 
wurde von der Bundesregierung auf das 1. Halbjahr 2015 verschoben. Bis zum Frühjahr 

2015 will das BMAS einen Gesetzentwurf vorlegen, der noch vor der parlamentarischen 
Sommerpause 2015 verabschiedet werden soll, so dass die SGB II-Änderungen in 2015 
in Kraft treten.   

Welche Vorschläge der ASMK sich im Gesetzentwurf der Bundesregierung 
wiederfinden, ist offen. Es könnten durchaus zusätzliche Vorschläge der Regie-
rungsfraktionen mit aufgenommen werden. Nach Aussage des BMAS soll das SGB II in 

dieser Wahlperiode nicht erneut novelliert werden. Insofern öffnet sich hier – zeitlich 
befristet - ein „Gelegenheitsfenster“ für Änderungen im Hartz IV-System. Es wird 
befürchtet, dass es keine wesentlichen Verbesserungen hinsichtlich der Beratungen in 
den Jobcentern geben wird und dass sich die finanzielle Situation für Menschen, die auf 
SGB II-Leistungen angewiesen sind, nicht verbessert.  

Ziel des BMAS sei es, die Sanktionen zu entschärfen und verfassungskonform zu 
gestalten. Das Thema der Sanktionen ist in der Koalition nach wie vor umstritten und 
seit Herbst 2014  wird darum gerungen, ob und wie weit der Druck auf Hartz IV-
Empfänger/-innen gemildert oder verschärft werden soll. Hintergrund ist wohl, dass u.a. 
der Wirtschaftsflügel der CDU/CSU mit den vorgesehenen Änderungsvorschlägen der 
ASMK bei den Sanktionen nicht einverstanden ist und die volle Härte der Sanktionen 

auch weiterhin Gültigkeit haben sollen.  

Dass Sanktionen oftmals kontraproduktiv sind,  ist bekannt. Mit den derzeitigen Sank-
tionen wird auch das Versprechen gebrochen, das sich die Sozialgesetzgebung selbst 
auferlegt hat: „Die Grundsicherung für Arbeitssuchende soll es Leistungsberechtigten 

ermöglichen, ein Leben zu führen, das der Würde des Menschen entspricht“, heißt es 
im § 1 (Aufgaben und Ziele) des SGB II. Doch die Sanktionen konterkarieren diesen 

Grundsatz. Durch die Sanktionsverhängung wird eine Atmosphäre des Drucks auf die 

Erwerbslosen erzeugt, fast jede angebotene Stelle anzunehmen. Letztendlich tragen die 
Androhung und Verhängung von Strafen vielleicht zur Aktivierung der Erwerbsarbeit 

bei, jedoch steht dies oftmals im Widerspruch zur Garantie des Existenzminimums.  
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Der Bundeserwerbslosenausschuss hat sich mehrfach mit der Sanktionspraxis beschäftigt 

und die Abschaffung der existenzgefährdeten Sanktionen gefordert.  Deshalb war es für 
die ver.di-Erwerbslosen selbstverständlich, verschiedene  Protestaktionen und Online-
Petitionen  zur Veränderung der Sanktionspraxis zu unterstützen.  

Existenz sichern und vor Willkür schützen, Erhöhung der Alg-II-Regelsätze, Ablehnung 

existenzvernichtender Sanktionen in der Grundsicherung sowie bürgerfreundliche, 
sozial- und rechtsstaatlich handelnde Jobcenter – das sind Forderungen der ver.di-

Erwerbslosen, die auch weiterhin Bestand haben.   

 

  

ver.di-Erwerbslosen-Tagung im November 2014 in der Bundesverwaltung 

 

Impressionen der ver.di-Tagung: 
 

 
 
Rudolf Martens,  

Paritätische Forschungsstelle beim Paritätischen Gesamtverband 

 

 

 

    Teilnehmer/-innen der Tagung 
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9. Zugang zum Rechtsstaat erhalten - Beratungs- und Prozesskostenhilfe gilt  
     weiter  

Auch in den letzten vier Jahren beschäftigten sich die ver.di-Erwerbslosen mit den 

rechtlichen Möglichkeiten: Klagen, u.a. wegen mangelnder oder unzulässiger Bescheide 
der Jobcenter, bei den Sozialgerichten einzureichen. Die Zugänglichkeiten zum 

Rechtsstaat sollten für einkommensschwache Menschen  massiv eingeschränkt werden. 
Wieder einmal haben konservative und wirtschaftsliberale Parteien und Landes-

regierungen versucht, die kostenlose Beratungs- und Prozesskostenhilfe einzuschränken 

bzw. abzuschaffen. Der Gesetzentwurf zur gravierenden Einschränkung von 
Rechtshilfen für Menschen mit niedrigem Einkommen war im damals FDP-geführten 
Justizministerium entstanden und der neokonservative Angriff richtete sich u.a. gegen 
Menschen in der Grundsicherung nach dem SGB II. 

Der ver.di-Bundeskongress hatte im Herbst 2011 mit dem Antrag B 082 die 

Positionierung der ver.di-Erwerbslosen bekräftigt und beschlossen: „Der Zugang zum 
Rechtsstaat kann Menschen mit geringem Einkommen nicht durch Kostenbarrieren 
verstellt werden. Beratungshilfe und  Prozesskostenhilfe müssen für alle einkommens-
armen Menschen kostenfrei zugänglich sein. Sozialgerichtskosten dürfen nicht erhoben 
werden.“  

Mit einer bundesweiten Unterschriftsaktion und einer Online-Petition wurde ab Herbst 

2012 gegen die drohende Einschränkung der rechtlichen Möglichkeiten von 
einkommensschwachen Menschen öffentlichkeitswirksam protestiert. Gespräche und 
Briefe des ver.di-Bundesvorstands an Politikerinnen und Politiker in Bundestag und 
Bundesrat unterstützten die Aktionen der ver.di-Erwerbslosen. Durch die massiven 
Proteste von Gewerkschaften, Sozial- und Wohlfahrtsverbänden konnten Einschnitte, 
die von der damaligen Bundesregierung geplant waren, abgewendet werden. Der 

Bundesrat hat im Juli 2013 ein entschärftes Gesetz zur Änderung des 
Prozesskostenhilfe- und Beratungshilferechts gebilligt. Vorausgegangen war ein 
langwieriges Vermittlungsverfahren von Bundestag und Bundesrat, das die Entlastung 
der Justizhaushalte der Länder erwirken sollte. Der Schutz vor Willkür und ein 
problemloser Zugang zum Rechtsstaat für alle Bürgerinnen und Bürger sind durch die 

ver.di-Protestaktionen weiterhin möglich. 

 

 

Die ver.di-Unterschriftsliste: 

 

Rechtsstaat auch für Einkommensarme zugänglich halten ! 

Ich unterstütze die Forderungen für den ungehinderten Zugang zum Rechtsstaat und zur 

Beratungs- und Prozesskostenhilfe für Einkommensarme, Geringverdiener/-innen und prekär 

Beschäftigte. 

Name, Vorname PLZ - Wohnort Unterschrift 
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10. Debatte um „Sozialer Arbeitsmarkt“ und „Schein-Ehrenamt“   

 
Die ver.di-Erwerbslosen setzen sich für existenzsichernde Arbeit und gegen 
Lohndumping ein. Arbeitsfördermaßnahmen, die ausschließlich das Ziel haben,  Betrieb 
und Einrichtungen finanziell zu fördern, werden abgelehnt. Die ver.di Erwerbslosen 
lenkten das Augenmerk darauf, dass öffentlich geförderte Beschäftigung grundsätzlich 

existenzsichernd, sozialversicherungspflichtig, arbeitsrechtlich geschützt, tariflich 
geregelt und mitbestimmt sein muss und letztendlich reguläre Beschäftigung nicht 
verdrängen darf. Ein Grundsatz, der auch von einzelnen ver.di-Fachbereichen unterstützt 

wurde. Im Fachbereich 7 (Gemeinden) wurde die Forderung unterstützt, dass Menschen 
im Modell „Bürgerarbeit“ nach dem Tarifvertrag des Öffentlichen Dienstes entlohnt 

werden sollten. Dazu hat das Landesarbeitsgericht Berlin/Brandenburg ein 

entsprechendes Urteil beschlossen.   
 

Jedoch gibt es nach wie vor viel zu viele „unbezahlte“ Beschäftigungsstellen, bei denen 
die Unternehmen keinerlei Lohnanteile erbringen müssen. Das betrifft weiterhin die Alg-

Praktika und die Probearbeiten nach dem SGB III. Auch die zum Ende des letzten Jahres 
ausgelaufene „Bürgerarbeit“ gehörte ebenfalls dazu. Die  sogenannten Arbeits-
gelegenheiten in der Entgeltvariante wurden abgeschafft und die sogenannten „1 Euro-
Jobs“ wurden massiv reduziert. Seit einiger Zeit verstärkt sich nun die Forderung gegen 
den „sozialen Arbeitsmarkt“ und die Debatte wird von verschieden 

Wohlfahrtsverbänden und politischen Parteien vorangetrieben. Der „aktiv-passiv 
Transfer“ heißt nun das Zauberwort, um  sogenannte „Langzeiterwerbslose“ als 
günstige Arbeitskraft in den Betrieben, mit staatlicher Finanzierung,  zu beschäftigen. 
Der BEA und die verschiedenen Landesbezirkserwerbslosenausschüsse haben das Modell 
zum „sozialen Arbeitsmarkt“ in den letzten Jahren immer wieder kritisiert.  
 

Wiederholt rückte auch die Debatte um Freiwilligendienste und Scheinehrenamt ins 

Zentrum unserer Aufmerksamkeit. In den letzten Jahren wurden immer wieder Fälle 
bekannt, in denen „Freiwillige“ als Vollzeitarbeitskräfte für ganz reguläre Tätigkeiten 

eingesetzt wurden. In vielen Bereichen regulärer und professioneller sozialer (pflege-) 
Arbeit, Bildungs- sowie Gemeindlicher Arbeit wurden unterschiedliche Formen der 

„Ehrenamtlichkeit“ gefördert und stärker etabliert. Zum Teil wird dies mit der Finanz- 
und Haushaltssituation der Länder und Kommunen begründet. Es wird davon 
ausgegangen, dass jährlich rund 100.000 Freiwilligendienstleistende (FWDler) im FSJ und 
FÖJ nach dem Jugendfreiwilligendienstgesetz (JFDG) und im BFD nach dem 
Bundesfreiwilligendienstgesetz (BFDG) tätig sind. Diese sollen und dürfen keine 

regulären Arbeitsplätze ersetzen.  

Der Bundeserwerbslosenausschuss befasste sich regelmäßig mit diesen Problemen und 
engagiert sich auch zukünftig für einen leistungsstarken Sozialstaat und gegen die 

Vernichtung von sozialversicherungspflichtigen, tariflich abgesicherten Arbeitsplätzen.  
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11. Tafelunwesen 

Der Bundeserwerbslosenausschuss (BEA) befasste sich regelmäßig mit dem als „Tafeln“ 
bezeichneten Entsorgungsbetrieb für überflüssige, minderwertige Lebensmittel an 
Menschen mit geringen Einkommen. Dieses mangelhafte Hilfsangebot, benutzt von 
Politik und Wirtschaft als Lückenfüller im sozialen Sicherungssystem, steht definitiv im 

Kontext eines neoliberalen Gesellschaftsmodells. Der BEA unterstützt die Forderungen 
des „Kritischen Tafelbündnisses“ für eine bessere sozialstaatliche Existenzsicherung und 

beschloss die Unterstützung der Plattform „armgespeist“. In einem offenen Brief 
kritisierte der BEA, ebenso wie andere Erwerbslosenausschüsse, die Vermietung von 

Räumlichkeiten einer gewerkschaftlichen Immobilie an den Bundesverband Tafel e. V., 
der u. a. von Wirtschaftsunternehmen gesponsert wird, die sich kostengünstig mit den 
„Tafeln“ ein „Soziales Image“ schaffen, um miserable Arbeitsbedingungen, Lohn- und 
Sozialdumping zu kaschieren.  

Anlässlich des 20-jährigen Bestehens der „Tafeln“ in Deutschland, kopiert nach 
amerikanischem Modell mit Unterstützung der Unternehmensberatung McKinsey zu 

Beginn der 1990er, unterstützten die ver.di-Erwerbslosen zusammen mit etlichen 
Verbänden (u.a. Armutsnetzwerk, Deutscher Frauenrat, Caritas, Diakonie und weiteren 
sozialen Initiativen) Ende April 2013 das Aktionswochenende des „Kritischen 
Tafelbündnisses“ www.aktionsbuendnis20.de. 

 

Aktion "rosa Tafeltonne" der ver.di-Erwerbslosen in Bielefeld 

 

 

http://www.aktionsbuendnis20.de/
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Steigende Armut, u.a. bedingt durch die Auswirkungen der Hartz-Gesetze, dürfen nicht 

mit einer Kulisse der ungenügenden Hilfe und „guten Taten“ bekämpft werden, auf die 

niemand ein Recht hat. Unsere Forderungen richten sich gegen die schleichende 
Aushöhlung des Sozialstaatsgebots, die Ausweitung des Niedriglohnsektors, das „social- 

& green-washing“ von Unternehmen, die einerseits prekäre Beschäftigung und 
Hungerlöhne etablieren, sich einem allgemeinverbindlichen Tarifvertrag verweigern, sich 

aber andererseits als „soziale Organisation“ vermarkten.  

 

 

12. Bündnisse  

 

 
Koordinierungsstelle gewerkschaftlicher Arbeitslosengruppen  

Die Zusammenarbeit der ver.di-Erwerbslosen mit der „Koordinierungsstelle 
gewerkschaftlicher Arbeitslosengruppen" (KOS) hat in ver.di eine lange Tradition und 
wurde auch vom Bundeserwerbslosenausschuss in den letzten vier Jahren vertieft.   

Zu den vielfältigen Aktivitäten der KOS gehören u.a. die Durchführung von Aktionen 
und koordinierenden Kampagnen der Erwerbslosenarbeit und zur Beschäftigungspolitik; 
Erstellung von Broschüren, Ratgebern, Flyern und Infoblättern zum Thema 
Erwerbslosigkeit. Diese ergänzen die ver.di- und DGB-Publikationen zur Arbeitsmarkt- 
und Beschäftigungspolitik insgesamt.  

Ein weiterer Aspekt der KOS-Arbeit besteht in der spezifischen und nach Lebenslagen 

differenzierten Ansprache von Erwerbslosen und Beschäftigten, denen Erwerbslosigkeit 

bevorsteht; es dient somit auch der ver.di-Mitgliederbindung.  
 

Bei den ver.di-Aktionen in 2014 zur Einführung eines gesetzlichen Mindestlohnes ohne 
Ausnahmen hat KOS uns stark unterstützt.  Mit der Kampagne „ AufRECHT bestehen! – 
Keine Sonderrechte im Jobcenter“ hat KOS wichtige Aspekte der ver.di Erwerbslosen 

und letztendlich die ver.di-Beschlusslage des Kongresses von 2011 mit aufgegriffen. Die 
Kampagne „AufRecht bestehen!“ wird in 2015 fortgesetzt und soll in der 

parlamentarischen Debatte unsere Forderungen zur geplanten Änderungen im SGB II in 
den Mittelpunkt stellen und innerhalb und außerhalb von ver.di um Unterstützung 
werben.  
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Bündnis für ein menschenwürdiges Existenzminimum 

Am 6. Dezember 2012 stellte das breit angelegte „Bündnis für ein menschenwürdiges 

Existenzminimum“ sich und seine Forderungen der bundesweiten Öffentlichkeit vor. Mit 

dem DGB zusammen ist auch ver.di, sind auch die Einzelgewerkschaften, ebenso wie 

Sozial- und Wohlfahrtsverbände, Erwerbslosenbündnisse, Naturschützer und 

Kleinbauern an der gemeinsamen Plattform beteiligt. Bereits im Februar 2013 wurden 

auf einer Bündnistagung Anforderungen an eine sozialstaatliche Politik formuliert.   

Auf einer Fachtagung des Bündnisses am 25.11.2014 in Berlin wurde die 
Armutssituation in Deutschland und die Forderung nach einem menschengerechten 

Existenzminimum abermals bekräftigt. In den Vorträgen und den Diskussionsbeiträgen 

wurde betont, dass es bis zur Durchsetzung eines menschenwürdigen Existenz-
minimums keine Ruhe geben darf. Nach wie vor machen sich die Folgen des nach 

politischen Vorgaben kleingerechneten Regelsatzes bemerkbar. Die Regelsatzhöhe nach 
dem SGB II (Arbeitslosengeld II) beeinflusst direkt mehr als sechs Millionen Menschen in 

Deutschland. Der nach fiskalpolitischen Gesichtspunkten vorgegebene Regelsatz 
hinterlässt seine Spuren: Niedrige Sozialleistungen erhöhen den Druck auf Erwerbslose, 
Arbeit zu jedem (niedrigen) Lohn und zu schlechten Arbeitsbedingungen akzeptieren zu 
müssen. Das zerstört die Ordnung auf dem Arbeitsmarkt und schwächt letztendlich 
auch die Gewerkschaften. Bei der Vorbereitung der Fachtagung und Durchführung 

waren Mitglieder des Bundeserwerbslosenausschusses aktiv beteiligt.  

Regelmäßig wird in den Sitzungen des Bundeserwerbslosenausschusses über die 
Aktivitäten von KOS und dem Bündnis berichtet und somit auch die Zusammenarbeit 
weiter gestärkt.  

 
 

13. Beratung und Gremienarbeit   

ver.di-Broschüre „Ohne Job“  

Durch umfangreiche Veränderungen beim Arbeitslosengeld / Alg I (SGB III) und beim 

Alg II (Grundsicherung nach SGB II) wurde die Broschüre „Ohne Job“ Ende 2011 
weitgehend überarbeitet und im Herbst 2013 redaktionell angepasst.  
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Bundeserwerbslosenkonferenz 2011 

Die 3. Bundeserwerbslosenkonferenz wurde am 1./2. April 2011 in Berlin mit rund 100 
Delegierten und Gästen von Elke Hannack, seinerzeit zuständiges Mitglied im 

Bundesvorstand und Ressortleiterin Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik, begrüßt. Unter der 
Leitung der Vorsitzenden des  Bundeserwerbslosenausschusses, Ulla Pingel, wurde die 
Konferenz mit tatkräftiger Unterstützung von weiteren Mitgliedern der Tagesleitung 
zügig konstituiert, um sich anschließend einer ausführlichen Diskussion zum 
Geschäftsbericht zu widmen. Die Konferenzteilnehmenden nutzten die Gelegenheit, 
auch über die ver.di-Erwerbslosenarbeit vor Ort zu berichten. Ein Höhepunkt der 

zweitägigen Konferenz bildete das Referat von Frank Bsirske, ver.di-Vorsitzender, und 
die anschließende Diskussion mit ihm. Nach den Wahlen der Vertreter/-innen der 

Erwerbslosen beim ver.di-Bundeskongress und im Gewerkschaftsrat wurden die 
vorliegenden 57 Anträge beraten und mehrheitlich an den ver.di-Bundeskongress 

weitergeleitet. In den Anträgen wurden aktuelle Themen der Erwerbslosen aufgegriffen 
und die Bedeutung der Erwerbslosenarbeit und deren Betreuung in den Bezirken 
unterstrichen. 

 

Bundeserwerbslosenausschuss  

Der Bundeserwerbslosenausschuss (BEA) und sein fünfköpfiger Vorstand nahm 
unverzüglich nach der Bundeserwerbslosenkonferenz 2011 die Arbeit auf und legte den 
Fahrplan für das laufende Jahr fest. Nach dem ver.di-Kongress im September 2011 
wurden die Anträge zu „Existenzsicherung mit und ohne Arbeit“ vertieft und als 
inhaltliche Schwerpunkte für die kommenden Jahre festgelegt. In den regelmäßigen 
Sitzungen des BEA (Frühjahr und Herbst) und des Vorstandes beschäftigte sich dieser 
neben den Themen zur Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik auch mit Fragen zur 
Sozial-, Wirtschafts- und Finanzpolitik. In den letzten vier Jahren hat der BEA-Vorstand in 
der Regel bis zu vier Mal getagt; u.a. zur Vorbereitung der BEA-Sitzungen, die zwei Mal 
im Jahr stattfanden. Nach Aktualität wurden weitere Sitzungen zu wichtigen Themen 

durchgeführt, so zuletzt im Frühjahr 2014  zum Gesetzgebungsfahren zum Mindestlohn 
und den Ausnahmeregelungen.  

Die im vorliegenden Geschäftsbericht beschriebenen Themenbereiche gehörten zu den 
inhaltlichen Schwerpunkten der BEA-Sitzungen; auch Themen aus der Arbeitswelt, wie 

Leih- oder Kurzarbeit, Massenentlassungen, Beschäftigungsgesellschaften, betrieblicher 
Arbeitsdruck, Gesundheitsgefährdung, Integrationsarbeit und soziale Sicherungs-
systeme; darüber hinaus auch die prekären Arbeitswelten, die Existenzsicherung, die 

Alterssicherung und die vertiefende Altersarmut. Modelle des sozialen Arbeitsmarkts 
und öffentlich geförderte Beschäftigung wurden dargestellt und das Für und Wider 

diskutiert; über Positionspapiere zu Schein-Ehrenamt und Freiwilligendienste. Ein 
Arbeitspapier zum Tafelunwesen wurde ebenfalls behandelt sowie Aktionen für ein 

menschenwürdiges Existenzminimum. Im Bundestagswahlkampf  2013 wurden die 
wichtigsten Themen und Forderungen zur Verbesserung der Arbeits-, Einkommens- und 
Lebenswelt den politischen Parteien vorgestellt. Im Nachgang der Wahl wurde der 
Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung in Fragen der Arbeitsmarkt-, 
Beschäftigungs- und Sozialpolitik kritisch bewertet.  
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Als wichtige innergewerkschaftliche Themen aus der Arbeit des BEA ist die 

Weiterentwicklung der ver.di-Erwerbslosenrichtlinie, die Debatte um das Projekt 
„Perspektive 2015 – ver.di wächst!“, die ver.di-Mitgliederentwicklung sowie die 
individuelle Mitgliederbetreuung und -beratung von Erwerbslosen zu nennen. Ein 
stärkere Einbringung der Erwerbslosenthemen in ver.di waren ebenfalls wichtige 
Themen, mit dem Ziel, die Erwerbslosenarbeit auf allen Ebenen von ver.di weiter zu 

stärken, um somit wichtige Impulse zu ermöglichen. Bereits Mitte 2013 wurde mit der 
Planung der Organisations-Wahlen 2014-2015 für die Gruppe Erwerbslose begonnen 
und die möglichen Antragsthemen für die Erwerbslosen-Mitgliederversammlungen und 
Landeserwerbslosenkonferenzen skizziert. Mitglieder des BEA bringen die 
Erwerbslosenthemen auch in anderen ver.di-Gremien und Ausschüssen ein; neben dem 

Gewerkschaftsrat sind dies der Bundestarifausschuss, der Bundesfrauenrat und ZAKO – 

das ver.di-Bündnis gegen Rechts. Die BEA-Mitglieder arbeiten im Bündnis für ein 
menschenwürdiges Existenzminimum und im Koordinierungskreis von KOS aktiv mit.  

Fachtagungen für Erwerbslose 

Tagung „SGB II-Reform – nur Verbesserung in der Verwaltung?“ 

In der Fachtagung am 5. November 2014 in Berlin mit rund 60 Teilnehmenden standen 
die Erfahrungen mit dem Hartz IV-Gesetz sowie möglichen SGB II-Änderungen (u.a. 
Vorschläge der Bund-Länder-Arbeitsgruppe/ASMK) im Blickpunkt. Ziel der Tagung war 
es, neben dem Stand der SGB II-Änderung mögliche Auswirkungen insbesondere für 
Leistungsempfänger/-innen aufzuzeigen. In den Diskussionsbeiträgen zu den Vorträgen 

wurden die Erwartungen zu möglichen Änderungen im SGB II deutlich formuliert. Die 
ver.di-Erwerbslosen erwarten vom Gesetzgeber, dass die Überarbeitung des SGB II 
nachvollziehbare, transparente und letztendlich wirksame Verbesserungen für alle 
Leistungsberechtigten mit sich bringen muss.    

Tagung „Von der Steuerung zur Arbeitsmarktdienstleistung – Arbeitsvermittlung in den 
Jobcentern verbessern“  

In der Tagung am 25.10.2013 stand das Zielsteuerungssystem in den Jobcentern im 
Mittelpunkt. Im Rahmen der Neuorganisation der Jobcenter wurde im SGB II ab 2011 
ein umfassendes Zielvereinbarungssystem eingeführt. Nach Vorträgen von Vertretern 

aus dem BMAS und der Wissenschaft setzte sich das Diskussionspodium mit drei ver.di-

Ehrenamtlichen und einer Geschäftsführerin eines Jobcenters sehr kritisch mit dem 
derzeitigen Zielsteuerungssystem auseinander. So wurde u.a. bemängelt, dass durch die 

Zielsteuerung ein großer Teil der ohnehin zu knapp bemessenen Ressourcen für das 
Ausfüllen von Dokumentationen genutzt werden. Es wird dokumentiert, was für unsere 
Kolleginnen und Kollegen in den Jobcentern ohnehin selbstverständlich ist: Menschen so 

gut wie möglich in Arbeit zu bringen. Der bürokratische Aufwand und die 
Abstimmungsprozesse zwischen Bund, Ländern und Bundesagentur für Arbeit stehen 

für sie oft in krassem Gegensatz zu den Bedarfen der Hilfebedürftigen und 

Beschäftigten in den Jobcentern. 

Tagung „Schein-Ehrenamt“ 

Eine Bestandsaufnahme zum bürgerschaftlichen Engagement war Gegenstand einer 
Tagung am 21. November 2012.  Aus dem Fachbereich 3 (Gesundheit, soziale Dienste, 

Wohlfahrt und Kirchen) wurde über den traditionellen und aktuellen Einsatz von Schein- 
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Ehrenamtlichen und freiwilligen Helfenden bei sozialen Dienstleistungen berichtet. Ein 

Sachverständiger zum Bundesfreiwilligendienst des DGB informierte über das erhebliche 
Lohngefälle von Fachkräften, über Hilfskräfte und Zivildienstleistende bis hin zu 
Bundesfreiwilligendienstleistenden. Historische und aktuelle Entwicklungen bei der 
unentgeltlichen Arbeit und die Sonderrolle von Frauen wurden ebenfalls diskutiert. In 
einem Beitrag  wurde kritisch dargestellt, wie medienwirksam der Eindruck vermittelt 

wird, mit freiwilligen Helfenden  sowie Lebensmittelspenden könnte Armut behoben 
werden und die sozialstaatliche Existenzsicherung vernachlässigt werden 

Tagung „Armut als Programm - Arbeitslosenversicherung als Auslaufmodell?“ 
Unter diesem Motto fand am 10. Mai 2012 eine Tagung statt, die sich mit den Hartz-

Gesetzen beschäftigte. In den Debattenbeiträgen wurde deutlich herausgestellt, dass 
das Hartz-System wesentlich zur Verfestigung der Prekarisierung von Arbeit und zum 
Anstieg der Armut bei Erwerbslosen beigetragen hat. Die soziale Absicherung von 

Arbeitslosigkeit ist in ihrer heutigen Form zudem weniger denn je mit den tiefgreifenden 
Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt vereinbar. Es sei nicht hinnehmbar, dass mehr als 

jede/r Zweite bei Beginn der Arbeitslosigkeit keinen Anspruch mehr auf Leistungen aus 
der Arbeitslosenversicherung habe und gegebenenfalls sofort auf „Hartz IV“ 

angewiesen sei, so die damalige Ressortleiterin für Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik im 
ver.di-Bundesvorstand. Die soziale Sicherung bei Arbeitslosigkeit sei für immer mehr 
Menschen im wahrsten Sinne des Wortes ein Armutszeugnis. 

Im Berichtszeitraum fanden weitere Tagungen und Besprechungen für bestimmte 
Gruppen und Erwerbslosen-Funktionäre statt. Alljährlich treffen sich im Frühjahr die 
Gewerkschaftssekretär/-innen für Erwerbslosenarbeit in den Landesbezirken, um über 
wichtige Erwerbslosenthemen zu beraten. Die Umsetzung der Arbeitsschwerpunkte der 
ver.di-Erwerbslosen wird ebenfalls besprochen sowie innerorganisatorische Themen der 
Kommunikation und Zusammenarbeit.  

 

ver.di-Erwerbslosenberatung 
In den regelmäßig stattfindenden Arbeitstagungen der Kolleginnen und Kollegen der 

ver.di-Erwerbslosenberatung Anfang Dezember eines jeden Jahres stehen neben den 
Berichten aus der Beratungsarbeit vor Ort und im ver.di-Internet (u.a. www.verdi-

erwerbslosenberatung.de) aktuelle Rechtsprechungen der Sozialgerichte und des BVerfG 
zum SGB II und SGB III im Mittelpunkt. In den Erfahrungsberichten aus den letzten 
Jahren wird deutlich, dass die Beratungsintensität in den Bezirken und im Internet, u.a. 

auf Grund der Komplexität der Sozialgesetzbücher und deren praktischen Anwendung, 
weiter zunimmt. Die Erwerbslosenberater/-innen erfüllen mit ihrer ehrenamtlichen 
Beratungstätigkeit eine wichtige Mitgliederbindungsfunktion und entlasten dadurch 

auch die ver.di-Beschäftigten. Mit zielgerichteten Informationen und umfassender 
Beratung zu den vielfältigen Themen der Erwerbslosen konnte die Unterstützung der 

Erwerbslosen- ver.di-Mitglieder weiter gefestigt werden. Das ver.di-Beratungsangebot 
im Internet kann viele Probleme der Erwerbslosen und der sogenannten „Aufstocker/-
innen“ zügig und kompetent lösen und ist somit ein wichtiger Bestandteil der 

Mitgliederbetreuung und Mitgliederbindung.  

 

 

http://www.verdi-erwerbslosenberatung.de/
http://www.verdi-erwerbslosenberatung.de/
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Seminare für Erwerbslose 

Eine langjährige und wichtige Tradition sind die speziellen ver.di-Seminare für 
Erwerbslose, die sich im bundesweiten ver.di-Bildungsprogramm finden. Die Nachfrage 
nach Seminarteilnahme ist oftmals so groß, dass nicht alle Interessierten berücksichtigt 
werden können.  

Seminare „SGB II und SGB III für Erwerbslosenberater/Innen“  

Jedes Jahr werden zwei zentrale Seminare für Erwerbslosen-Berater/Innen in den ver.di-
Bezirken zum SGB II bzw. SGB III durchgeführt. Inhaltliche Schwerpunkte dabei sind die 
praxisnahe Vermittlung der gesetzlichen Bestimmungen, die aktuelle Rechtsprechung 

sowie deren Anwendung in der alltäglichen Beratung von betroffenen ver.di-
Mitgliedern.   

Seminar „Öffentlichkeitsarbeit und Aktionen vor Ort“ 

Für die jährlich im Frühjahr im ver.di-Bildungszentrum Lage-Hörste stattfinden Seminare 
für „Öffentlichkeitsarbeit und Aktionen“ wird ein aktuelles Thema aus der 
Erwerbslosenarbeit genutzt, um dies praxisnah mit einer öffentlichen Aktion 

umzusetzen. 2013 haben sich die Seminarteilnehmenden mit dem „Tafelunwesen“ und 
der zunehmenden Tafelkritik beschäftigt; im vergangen Jahr stand die „Energiearmut“, 
von der die meisten „Hartz IV-Leistungsberechtigten betroffen sind,  im Mittelpunkt der 
Aktion. Ziel der Aktionsseminare ist es, aktuelle Themen für die bezirkliche Arbeit so 
aufzubereiten, dass diese vor Ort nahtlos umgesetzt werden können.  

 

 

14. Schlussbetrachtung  

Der Geschäftsbericht über die letzten vier Jahre der Arbeit des Bundeser-
werbslosenausschusses beschreibt wichtige Aspekte, nicht nur für die Erwerbs-
losenpolitik, sondern für ver.di insgesamt. Deutlich ist, dass Erwerbslosigkeit und prekäre 

Beschäftigungsverhältnisse oftmals zur Erwerbsbiografie gehören. Deshalb bietet ver.di 

vielfältige Teilhabemöglichkeiten in der Erwerbslosenarbeit, die sich u.a. in der Satzung  
und der Richtlinie für Erwerbslosenpolitik wiederfinden. Dies zeigt, dass die spezifischen 
gewerkschaftlichen, wirtschaftlichen und sozialpolitischen, gesellschaftlichen und 
kulturellen Interessen der erwerbslosen Mitglieder durch die ver.di-Erwerbslosenarbeit 

wahrgenommen werden. (Richtline zur Erwerbslosenpolitik, § 1 Grundsätze). 
 
Doch gute und erfolgreiche Erwerbslosenpolitik ist nur möglich mit vielen 
ehrenamtlichen Funktionären/-innen.  Deshalb gilt hier der besondere Dank den 
zahlreichen ehrenamtlichen Kolleginnen und Kollegen in den Bezirken, Landesbezirken 

und auf der Bundesebene, die die ver.di-Erwerbslosenarbeit in den letzten Jahren 

nachhaltig mit geprägt haben.  
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Ein großer Dank gilt auch zwei hauptamtlichen Personen, die die Arbeit des 

Bundeserwerbslosenausschusses bis Mitte 2013 begleitet haben. Mittlerweile haben sie 
zwar innerhalb der ver.di bzw. beim DGB andere Positionen inne, haben aber nach wie 
vor ein offenes Ohr für die Erwerbslosen. Ein herzliches Dankeschön an Elke Hannack 
und Bernhard Jirku für das langjährige Engagement für die ver.di-Erwerbslosenpolitik.  
 

 

 
    Verabschiedung von Elke Hannack und Bernhard Jirku 

 
Für eine erfolgreiche ver.di-Erwerbslosenpolitik ist es auch weiterhin wichtig, Themen 
aufzunehmen und in geeigneter Art und Weise in die Gesamtorganisation einzubringen. 
Dadurch festigt die Erwerbslosenarbeit ihren Stellenwert innerhalb der ver.di. Die ver.di-
Erwerbslosenpolitik  weiter voranzubringen, sollte weiterhin das gemeinsame Ziel sein; 
sei es in den Gremien in den Ebenen (Bezirken, den Landesbezirken oder auf der 

Bundesebene), sei es die Beratungsarbeit vor Ort und im ver.di- Internet oder in 

speziellen Seminaren und Tagungen zu Erwerbslosenthemen.  
 
Vieles scheint oftmals selbstverständlich zu sein, jedoch ist es nicht immer einfach, die 
vielfältigen Möglichkeiten der Erwerbslosenarbeit in ver.di auf allen Ebenen zu nutzen. 

Bei allen Themen zur Erwerbslosenpolitik wird deutlich, dass diese die Erwerbslosen 
nicht allein umsetzen  können, sondern nur gemeinsam mit der Gesamtorganisation. 
Um noch mehr bewegen zu können brauchen wir noch mehr ver.di-Mitglieder, die  
gemeinsam mit anderen für mehr und sichere Arbeitsplätze, für eine bessere finanzielle 
Absicherung - mit und ohne Arbeit, kurzum für ein menschenwürdiges Leben kämpfen.  

 
Erwerbslosenpolitik ist Teil der bunten Vielfalt in der ver.di-Einheit. Deshalb mischen wir 
uns in ver.di und in der Gesellschaft ein. In diesem Sinne wünscht der (bisherige) 

Bundeserwerbslosenausschuss der 4. Bundeserwerbslosenkonferenz viel Erfolg, eine 
spannende und zielorientierte Diskussion mit zukunftsweisenden Beschlüssen, sowie viel 

Kraft und Erfolg bei der Umsetzung der Erwerbslosenthemen.    

 


